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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler 30 _ November 1957 

6 — 60300 — 1662/57 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über die Preisstatistik 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 185. Sit- 
zung am 29. November 1957 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes die in seiner 174. Sitzung am 29. März 1957 zu 
dem Entwurf beschlossene Stellungnahme erneut beschlossen. 
Sie ist als Anlage 2 beigefügt. Im übrigen hat der Bundesrat 
keine Einwendungen erhoben. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck; Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Preisstatistik 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes wird eine 
Preisstatistik als Bundesstatistik durchgeführt. 

§ 2 

Die Statistik erstreckt sich auf 

1. Preise für land- und forstwirtschaftliche und ge- 
werbliche Güter auf der Stufe der Erzeugung 
oder Gewinnung, der Be- und Verarbeitung, des 
Großhandels, des Einzelhandels und des Außen- 
handels, 

2. Preise und Entgelte für Werk- und Dienstleistun- 
gen, soweit nicht in Nummer 3 genannt, 

3. Preise und Entgelte für Verkehrsleistungen sowie 
Entgelte für die Vercharterung von Schiffen, 

4. Mieten und Pachten für Räume und Grundstücke, 

5. Preise für Grundstücke. 

§ 3 

(1) Die Statistik nach § 2 Nr. 1 erfaßt die Preise 
für nach Art, Sorte, Qualität und Handelsbedingun- 
gen bezeichnete Güter. 

(2) Auskunftspflichtig sind die landw4rtschaft- 
lichen, forstwirtschaftlichen und gewerblichen 
Unternehmen, Behörden und Einrichtungen. Die 
Erhebungen werden bei höchstens 25 000 Aus- 
kunftspflichtigen durchgeführt. 

§ 4 

(1) Die Statistik nach § 2 Nr. 2 erfaßt die Preise 
und Entgelte für nach Arten und Merkmalen be- 
zeichnete Werk- und Dienstleistungen. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Unternehmen und 
selbständig tätigen Personen des Werk- und Dienst- 
leistungsbereichs sowie Behörden und Einrichtun- 
gen. Die Erhebungen werden bei höchstens 10 000 
Auskunftspflichtigen durchgeführt. 

§ 5 

(1) Die Statistik nach § 2 Nr. 3 erfaßt die Preise 
und Entgelte für nach Arten und Merkmalen be- 
zeichnete Leistungen und Nebenleistungen im Ver- 
kehr sowie die Entgelte für die Vercharterung von 
nach Arten bezeichneten Schiffen. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Unternehmen und 
selbständig tätigen Personen, die Verkehrsleistun- 
gen erbringen oder vermitteln, Schiffsmieten be- 


. zahlen oder erhalten sowie Behörden und Einrich- 

I tungen des Verkehrswesens. 

i 

I § 6 

(1) Die Statistik nach § 2 Nr. 4 erfaßt 

: 1. die Mieten und Pachten einschließlich Umlagen 

und Zuschläge für nach Arten und Merkmalen 

i bezeichneten Wohnraum und Gewerberaum, 

i 2. die Mieten und Pachten für nach Arten und 

Merkmalen bezeichnete Grundstücke. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Vertragsparteien. 

I Die Erhebungen werden bei höchstens 25 000 Aus- 
kunftspflichtigen durchgeführt. 

§ 7 

I 

! (1) Die Statistik nach § 2 Nr. 5 erfaßt die Preise 

I für nach Arten und Merkmalen bezeichnete Grund- 

j stücke. 

' (2) Auskunftspflichtig sind die Grundbuchämter. 

' § 8 

(1) Die Erhebungen nach den §§ 3 bis 7 finden 

i monatlich statt. 

I 

I (2) Bei lebenswichtigen Gütern oder Dienst- 
leistungen können die Erhebungen in kürzeren 
Zeitabständen durchgeführt werden, soweit wirt- 
schaftspolitische Gründe es zwingend erfordern. 

(3) Bei Gütern oder Dienstleistungen, bei denen 
Preisveränderungen nur in längeren Zeitabständen 
aufzutreten pflegen, können die Erhebungen in 
größeren Zeitabständen durchgeführt werden. 

(4) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechts- 
verordnung, welche nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, die Durchführung der Erhebungen 
nach den Absätzen 2 und 3. 

§ 9 

(1) Die Statistik wird hinsichtlich der Preise für 
Leistungen des Post- und Fernmeldev/esens, für 
Verkehrsleistungen der Eisenbahnen und der 
Preise und Entgelte für Seeverkehrsleistungen so- 
wie hinsichtlich der Entgelte für die Vercharterung 
von Schiffen vom Statistischen Bundesamt erhoben 
und aufbereitet, soweit nicht die Bundesregierung 
gemäß § 9 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik 
für Bundeszwecke (StatGes) vom 3. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1314) etwas anderes bestimmt. 

(2) Absatz 1 gilt hinsichtlich der Preise für Ver- 
kehrsleistungen der Eisenbahn nicht im Land 

I Berlin. 
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§ 10 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 


B e g r ü 

A. Allgemeiner Teil 
I. Historische Entwicklung der Preisstatistik 
und ihrer Rechtsgrundlagen 

Mit der Wiederaufnahme der statistischen Arbeiten 
nach dem Kriege wurde auch die früher durch das 
Statistische Reichsamt durchgeführte Preisstatistik 
wiederaufgebaut. Entsprechend dem föderalistischen 
Aufbau des Nachkriegsdeutschlands und seiner Auf- 
gliederung in Besatzungszonen waren es im Gebiet 
der Bundesrepublik die Statistischen Landesämter 
der amerikanischen und die Zonenämter der bri- 
tischen und französischen Besatzungszonen, in deren 
Händen zunächst die Preisstatistiken lagen. Mit der 
Vereinigung der amerikanischen und der britischen 
Besatzungszone und der Errichtung eines Statisti- 
schen Amts des Vereinigten Wirtschaftsgebiets 
mit Gesetz vom 21. Januar 1948 (V/iGBl. S. 19) 
wurde eine Vereinheitlichung auf dem Gebiete 
der Preisstatistik für diesen regionalen Bereich 
herbeigeführt. Nach Gründung der Bundesrepublik 
wurde durch Verordnung vom 31. März 1950 (VO 
über die Erstreckung von Recht der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebiets auf dem Gebiet 
der Statistik auf die Länder Baden, Rheinland- 
Pfalz, Württemberg-Hohenzollern und den bayeri- 
schen Kreis Lindau — BGBl. 1950 S. 81) auch die 
französische Besatzungszone in den Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes und in den Wirkungsbe- 
reich der Gemeinsamen Anordnung der Verwal- 
tungen des Vereinigten Wirtschaftsgebiets zur 
Durchführung von Statistiken vom 1. Juni 1949 
(öffentlicher Anzeiger für das VWG Nr. 50 vom 
25. Juni 1949) einbezogen. Diese Anordnung hat die 
Durchführungen der Preisstatistiken rechtlich ver- 
ankert. Sie galt bis zum Erlaß des Gesetzes über 
die Statistik für Bundeszv/ecke (StatGes) vom 
3. September 1953 (BGBl. I S. 1314) als rechtliche 
Grundlage für die amtlichen Preiserhebungen. Von 
da ab wurden die Preisstatistiken auf Grund des 
§ 16 StatGes in ihrem derzeitigen Umfange als 
Bundesstatistiken durchgeführt mit der Maßgabe, 
daß sie spätestens zwei Jahre nach Inkrafttreten 
des Statistischen Gesetzes durch besonderes Gesetz 
anzuordnen sind. Die Frist von zv/ei Jahren wurde 
durch Gesetz vom 8. August 1955 (BGBl. I S. 507) 
um weitere zwei Jahre verlängert. Diese Anord- 
nungen machen den Erlaß eines Gesetzes über die 
Preisstatistik erforderlich. 

IL Zweck und Bedeutung der Preisstatistik 

Eine marktwirtschaftlich ausgerichtete Volkswirt- 
schaft ist in besonderem Maße auf zuverlässige, 
regelmäßig dargebotene und umfassende Orientie- 


I erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

1 § 11 

I Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


n d u n g 

rungsmöglichkeiten über Preise und Preisbewegun- 
gen, d. h. auf eine Preisstatistik angewiesen, die 
gewissen, durch das allgemeine Interesse bestimm- 
ten Ordnungsprinzipien in fachlicher und regiona- 
ler Jlinsicht unterliegt. Sie ist als eine nach über- 
geordneten Gesichtspunkten fortlaufend und syste- 
matisch vorgenommene Erhebung unentbehrlich für 
die Durchführung von Wirtschaftsanalysen sowie 
die Verfolgung wirtschafts- und sozialpolitischer 
Zwecke; sie dient einer großen Zahl von amt- 
lichen Stellen, Verbänden, Betrieben, Instituten 
und Privatpersonen als Arbeitsunterlage. Unbe- 
rührt bleiben Maßnahmen der Preisverwaltimg, die 
sich auf Preisbildung und Preisüberwachung be- 
ziehen. 

III. Erhebungsprogramm der Preisstatistik 

Entsprechend der Vielfältigkeit der Marktvorgänge 
ist auch die Preisstatistik in ein vielgestaltiges 
System von Preiserhebungen gegliedert, da nur die 
Kenntnis der Preisvorgänge bei den verschiedenen 
: Güterarten und Leistungen und auf den verschie- 
' denen Marktstufen die zur Beurteilung der Preis- 
verhältnisse und Preisbewegungen notwendigen 
Aufschlüsse vermittelt. Die Gliederung entspricht 
den Erfordernissen einer Beobachtung des Preis- 
gefüges und der Preisentwicklung innerhalb des 
volksY/irtschaftlichen Güter- und Leistungskreis- 
laufs. Sie unterscheidet die zu erhebenden Preise 
i in Preiserhebungen für Güter, Preiserhebungen für 
Leistungen und Preiserhebungen für Grundstücke. 

Die Güterpreise (§ 2 Nr. 1) werden in verschiede- 
, nen Wirtschaftsbereichen und verschiedenen Markt- 
I stufen erhoben. Die Wirtschaftsbereiche umfassen: 

Land- und Forstwirtschaft, 

Gütererzeugende Gewerbe (einschließlich Hand- 
werk), 

' Ein- und Ausfuhrhandel sowie Binnengroßhandel 
! (einschließlich Gemeinschaftsein- und -verkauf 
und Verlagswesen), 

Einzelhandel, 
j öffentlicher Dienst. 

i Die Marktstufen werden unterschieden nach Erzeu- 
I gerstufe. Ein- und Ausfuhrstufe, Großhandelsstufe 
I und Einzelhandelsstufe. 

! Die Leistungspreise (§ 2 Nr. 2 bis 4) beziehen sich 
[ auf 

j a) Werk- und Dienstleistungen der gütererzeugen- 
I den Gewerbe und des Baugewerbes einschließ- 
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lieh Reparaturhandwerk, des privaten Dienst- 
leistungsgewerbes und des öffentlichen Dienstes, ; 

b) Werk- und Dienstleistungen der Verkehrswirt- ; 

Schaft, 1 

c) die Gebrauchsüberlassung von Räumen und ! 
Grundstücken. 

Die Grundstückspreise (§ 2 Nr. 5) beziehen sich auf 
die bei Veräußerung und Erwerb von Grundstücken 
vertraglich vereinbarten Preise. | 

Infolge der Mannigfaltigkeit des Güter- und Lei- | 
stungsaustausches können die Preiserhebungen 
naturgemäß nur auf repräsentativer Grundlage 
durchgeführt werden. Die Repräsentation erfolgt 
durch eine Auswahl von Auskunftspflichtigen 
(Preisberichtsstellen) unter gleichzeitiger Beschrän- 
kung auf ausgewählte Artikel oder Leistungen aus 
dem Tätigkeitsbereich der Berichtsstellen. Bei der j 
Auswahl der Preisberichtsstellen muß der regio- | 
nalen Standortverteilung der einzelnen Wirtschafts- j 
zweige und der Marktbedeutung der Betriebe P.ech- : 
niing getragen werden. Im Bereich der güterprodu- 
zieronden Gewerbe verlangt die stark arbeitstei- 
lige Organisation der deutschen Wirtschaft eine 
breite Streuung der Berichtsstellen, wäs gleichzeitig : 
mit sich bringt, daß jede Berichtsstelle nur hinsicht- i 
lieh der Preise für einige Güter oder Dienstleistun- j 
gen in Anspruch genommen werden kann. Für die . 
einzelnen Waren oder Leistungen muß jedoch eine 
gewisse Mindestzahl von Preisangaben vorliegen, ’ 
um eine richtige Preiserfassung im Durchschnitt des ' 
Erhebungsgebietes zu gewährleisten. 

Die Organisation der Statistik folgt im allgemeinen | 
dem festgelegten Arbeitsschnitt zwischen Bund und | 
Ländern. Danach sind — mit der Ausnahme nach 
§ 9 Abs. 1 — die Länder mit den Erhebungen der 
Preise befaßt, die vielfach als Einzelpreise an das ! 
Statistische Bundesamt weitergegeben werden. So- 
weit aus Zwechmäßigkeitsgründen in Einzelfällen 
von der allgemeinen Regelung abgewichen wird 
(z. B. bei zentral festgelegten Tarifen etc.), geschieht 
das im Einvernehmen mit den zuständigen Länder- 
behörden. Die Auswertung der Erhebungsunter- 
lagen für Bundesz wecke in Form der Berechnung 
von Bundesdurchschnittspreisen und Indexzahlen 
erfolgt im Statistischen Bundesamt. 

Im einzelnen umfaßt das Erhebungsprogramm der 
in diesem Gesetz im Rahmen angeordneten Preis- 
statistik nach dem gegenwärtigen Stand folgende 
Preiserhebungen: 

Güter- und Leistungspreise (gemäß § 2 Nr. 1 und 2) 

1. Statistik der Erzeugerpreise im Inland zur Erfas- 
sung von Erzeugerabsatz- bzw. Großhandelsein- 
kaufspreisen für rd. 90 land- und forstv/irtschaft- 
liche Erzeugnisse sowie rd. 1200 Rohstoffe, Haib- 
und Fertigwaren der gewerblichen V/irtschaft 
einschließlich Gas und Wasser sowie Elektrizität 
in rd. 2500 ausgewählten Betrieben, Genossen- 
schaften, Preisnotierungskommissionen, Markt- 
verwaltungen und dgl. 

2. Statistik der Ausfuhrpreise von rd. 1000 Waren 
hauptsächlich industrieller Herkunft in 400 ausge- 
wählten Betrieben. 


3. Statistik der Einfuhrpreise von rd. 400 Waren, 
hauptsächlich von Rohstoffen und Halbwaren, in 
rd, 300 ausgewählten Betrieben. 

4. Statistik der Großhandelpreise zur Feststellung 
von Großhandelsverkaufspreisen von rd. 500 
Waren in rd. 1000 Betrieben. 

5. Statistik der Verbraucherpreise sächlicher Be- 
triebsmittel der Landwirtschaft für rd. 100 land- 
wirtschaftliche Betriebsmittel und Leistungen in 
rd. 7900 Genossenschaften, Einzelhandelsge- 
schäften, Handwerksbetrieben und Innungen. 

6. Statistik der Preise wichtiger Baustoffe und Bau- 
leistungen einschließlich Baunebenleistungen und 
Bauarbeiterlöhnen in Bauämtern bzw. 5000 Be- 
trieben. 

7. Statistik der Einzelhandelspreise und sonstiger 
Preise für die Lebenshaltung für rd. 520 Waren 
und Leistungen in rd. 15 000 augewählten Betrie- 
ben des Einzelhandels, des Handwerks, der 
Dienstleistungsgewerbe und der öffentlichen Ver- 
sorgung. 

Preise und Entgelte für Verkehrsleistungen (gemäß 
§ 2 Nr. 3) 

8. Statistik der Verkehrspreise zur Erfassung von 
Personenfahrpreisen und Frachtsätzen im Eisen- 
bahnverkehr, Preisen und Entgelten im gewerbs- 
mäßigen Straßenpersonen- und -güterverkehr, 
Entgelten der Binnenschiffahrt, Frachtraten für die 
im Seeverkehr wichtigen Beförderungsgüter und 
Verkehrswege sowie zur Erfassung von Luftver- 
kehrspreisen. Berichtsstellen sind z. B. die Deut- 
sche Bundesbahn, der Verband der nichtbundes- 
eigenen Eisenbahnen, die Unternehmungen, 
Verbände und Genossenschaften des gewerbsmä- 
ßigen Straßenpersonen- und -güterverkehrs sowie 
der Binnenschiffahrt, die Reeder, Ausrüster, 
Schiffahrtsagenten und Befrachtungsmakler bzw. 
deren Verbände, Fluggesellschaften. 

Mieten und Pachten (gemäß § 2 Nr. 4) 

9. Statistik der Mieten für rd. 5000 Wohnungen. 

Die in dieser Aufstellung genannten Zahlen an 
Gütern, Leistungen und Berichtsstellen entsprechen 
dem derzeitigen Stande. Um jedoch etwas Spiel- 
raum für eventuell erforderlich werdende Änderun- 
gen im Aufbau der Statistiken vorzusehen, ist in 
den Zahlen der §§ 3, 4 und 6 ein Aufschlag ent- 
halten. Diese Zahlen sind damit als Höchstzahlen 
anzusehen. 

Für die Erhebungen ist in der Regel die schriftliche 
Befragungsform vorgesehen; für besondere Ge- 
biete, z. B. Einzelhandel mit Bekleidung und Haus- 
rat, empfiehlt sich die Preiserhebung im Wege der 
persönlichen Befragung. 


B. BesondererTeil 

Zu § 2 

§ 2 umschreibt den allgemeinen Umfang der Preis- 
statistik, der in den §§ 3 bis 7 materiell noch im 
einzelnen näher festgelegt und begrenzt wird. 
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Zu § 3 

§ 3 umreißt die Tatbestände, die im Rahmen der 
Preiserhebungen für Güter regelmäßig benötigt 
werden. Dabei wird neben dem eigentlichen Preis 
auch auf die Erfassung etwa gewährter Rabatte 
Wert gelegt. 

Zu § 4 

§ 4 behandelt die Erhebung von Preisen und Ent- 
gelten für Werk- und Dienstleistungen der ver- 
schiedensten Art, die von Betrieben des güter- 
erzeugenden Gewerbes einschließlich Reparatur- 
handwerk, des privaten Dienstleistungsgewerbes und 
des öffentlichen Dienstes erbracht v/erden. Insbe- 
sondere handelt es sich hier auch um die Erfassung 
der Leistungen der Bauwirtschaft im Hoch- und 
Tiefbau; neben den Preisen für Reparaturen, Fri- 
seurarbeiten usw. der produzierenden und hand- 
werklichen Gewerbe kommen hier ferner Preise für 
Kinokarten und dgl. in Betracht. 

Für die Leistungen der öffentlichen Versorgung 
gelten meist öffentliche Tarife. Dies erleichtert die 
Preisfeststellung wesentlich und läßt die Inanspruch- 
nahme von verhältnismäßig wenigen Berichtsstel- 
len zu. 

Die Abweichung in der Bezeichnung der Auskunfts- 
pflichtigen gegenüber § 3 Abs. 2 beruht darauf, daß 
freie Berufe keine gewerblichen Unternehmen sind. 

Zu § 5 

§ 5 regelt die Erhebung von Preisen und Entgelten 
für Verkehrsleistungen der öffentlichen und priva- 
ten Verkehrsunternehmungen. Im Eisenbahnver- 
kehr, Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen und 
im Binnenschiffsverkehr werden ganz oder z. T. 
Festpreise angewandt; dadurch wird die Preisfest- 
stellung bei diesen Verkehrsträgern wesentlich er- 
leichtert. 

Zu § 6 

§ 6 regelt die Durchführung von Erhebungen klei- 
neren Umfanges zur laufenden Beobachtung der 
Mietenentwicklung. Umfassende Erhebungen, wie 
sie im Zusammenhang mit der Wohnungszählung 
von 1950 durchgeführt wurden und für 1956/57 in 
ähnlicher Weise vorgesehen sind, werden auch 
künftig Gegenstand besonderer gesetzlicher Rege- 
lung bleiben. An dieser Stelle handelt es sich hin- 
gegen lediglich um eine laufende Erfassung der 
Wohnungsmieten, die mit der zunehmenden Lok- 


kerung auf wohnungswirtschaftlichem Gebiet not- 
wendig geworden und im Rahmen der Entwicklung 
der Lebenshaltungskosten von besonderer Bedeu- 
tung ist. Hierbei ist eine Aufteilung der Mieten 
nach reinen Mieten und nach Gebühren und Zu- 
schlägen vorgesehen, um die Ursache der Verän- 
derung der Gesamtmiete erkennen zu können. 

Die mietrechtliche Freigabe der gewerblich ge- 
nutzten Räume und die daraus zu erwartende Ent- 
wicklung läßt es angezeigt erscheinen, auch eine 
Möglichkeit zu Preiserhebungen auf diesem Gebiet 
zu schaffen. Ferner sieht das Gesetz die dringend 
notwendig gewordene Erstreckung der Preisstati- 
stik auf die Mieten und Pachten für Grundstücke 
vor, deren Miterfassung im Rahmen der in Ab- 
satz 2 genannten Höchstzahl auskunftspflichtiger 
Berichtsstellen möglich ist. 

Zu § 8 

Die Periodizität der Erhebungen wird in dieser 
Vorschrift für alle Preisstatistiken gemeinsam 
grundsätzlich auf monatliche Befragung festgesetzt. 
Eine Möglichkeit zur häufigeren Erhebung muß 
jedoch für die Waren offengehalten werden, die 
wegen ihrer wirtschaftlichen Bedeutung oder in- 
folge besonderer Empfindlichkeit gegenüber saiso- 
nalen oder außenwirtschaftlichen Einflüssen (Kar- 
toffeln, Gemüse, Obst und einige wichtige Einfuhr- 
güter, wie z. B. NE-Metalle) sehr starken Preis- 
schwankungen unterliegen. Bei den kurzfristigen 
Preiserhebungen handelt es sich mit Ausnahme von 
Erhebungen für 30 wichtige Nahrungsmittel und 
andere Bedarfsartikel, für Avelche laufend wöchent- 
lich erhoben wird, um vorübergehende, auf kurze 
Zeitabschnitte (z. B. in der Saison oder während 
rapider Preisentwicklung) beschränkte Feststellun- 
gen. Zum Zwecke der Entlastung der Berichtssteilen 
genügt andererseits bei manchen Gütern, vor allem 
in Zeiten ruhiger Preisbewegung, oder soweit Un- 
terlagen z. B. über Tarife bei behördlichen Stellen 
vorliegen, eine Erhebung in längeren Zeitabständen, 

Zu § 9 

Eine zentrale Bearbeitung dieser Statistik durch 
den Bund ist notwendig, weil bei der Post, bei den 
Eisenbahnen und bei der Seeschiffahrt eine Begren- 
zung der Verkehrsleistungen auf die einzelnen 
Bundesländer im allgemeinen nicht möglich ist und 
sich verkehrswirtschaftliche und verkehrspolitische 
Maßnahmen zum überwiegenden Teil auf das ge- 
samte Bundesgebiet beziehen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


i. 


IL 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates 
gemäß Artikel 84 Abs. 1 GG, weil in § 5 Abs. 2 in 
Verbindung mit § 8 das Verwaltungsverfahren von 
Landesbehörden geregelt wird. 


2. § 7 Abs. 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Bei der außerordentlich starken Geschäftsbelastung 
der Grundbuchämter, insbesondere im Zusammen- 
hang mit dem Wohnungsbau, kann diesen die zu- 
sätzliche erhebliche Arbeit, die aus der Auskunfts- 
pflicht entstehen würde, nicht zugemutet werden. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn die Grundbuch- 
ämter u. U. umfangreiche Ermittlungen darüber 
anstellen müßten, ob die veräußerten Grundstücke 
den vom Statistischen Bundesamt bestimmten 
„Arten und Merkmalen" entsprechen. Durch die 
Streichung erhalten die Länder, welche das Gesetz 
auszuführen haben, freie Hand, zu bestimmen, 
welche Stellen sie mit der Auskunft beauftragen 
wollen. 


3. § 8 

a) In Absatz 3 ist folgender Satz anzufügen: 

„Insbesondere werden in nicht kürzeren als 
vierteljährlichen Abständen erhoben: Die Ein- 
kaufspreise für landwirtschaftliche Betriebs- 
mittel, die Preise für wichtige Baustoffe und 
Bauleistungen, die Mieten für Wohnungen sowie 
die Preise für Handwerkerleistungen." 

Begründung 

Durch diese Ergänzung soll sichergestellt wer- 
den, daß die hier besonders aufgelührten Ermitt- 
lungen nur in vierteljährlichen Abständen durch- 
geführt werden können. 

b) In Absatz 4 sind die Worte „welche nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf" durch die 
Worte „mit Zustimmung des Bundesrates" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Die Mitwirkung des Bundesrates erscheint im 
Hinblick auf die Ermächtigung nach § 8 Abs. 4 in 
Verbindung mit § 8 Abs. 2 und 3 erforderlich. 


Der Bundesrat hat ferner folgende Entschließung 
gefaßt: 


„Um eine Mehrgleisigkeit der Preisermittlungen in 
Zukunft zu vermeiden, wird die Bundesregierung 
gebeten, zu prüfen, ob nicht im Zusammenhang mit 
der Inkraftsetzung dieses Gesetzes folgende Rund- 
schreiben des Bundesministers für Wirtschaft auf- 


gehoben werden können: 
vom 31. Juli 1950 

vom 16. November 1954 

vom 16. November 1954 
vom 15. Dezember 1954 
vom 6. April 1955 


— I A 3 f — 218117 — 

Tb^ 

— I A 1 f ^ 218121 — 

— I B 8 — 2450/54 — 
— I B 8 — 2450/54 — 
— I B 8 — 942/55 — 


Begründung 

Die Durchführung der Preisstatistik wird künftig 
höhere Kosten verursachen als bisher. Diese Folge 
kann nur hingenommen werden, wenn jede andere 
als die nach dem Gesetzentwurf vorgesehene Er- 
hebung preisstatistischer Art unterbleibt. 

Gegenwärtig werden auf dem Gebiet der Preis- 
statistik nicht nur die Statistischen Landesämter 
und das Statistische Bundesamt tätig; daneben for- 
dert auch der Bundesminister für Wirtschaft von 
den Preisüberwachungsstellen der Länder teils ein- 
mal, teils zv/eimal monatlich umfangreiche stati- 
stische Preisberichte für bestimmte Nahrungs-, 
Genuß- und sonstige Verkehrsgüter. Gegenstand 
der Erhebungen ist fast derselbe Fragenkatalog 
(Warenkorb) wie bei den entsprechenden Ermitt- 
lungen der Statistischen Landesämter. Soweit im 
Erhebungsverfahren gewisse Unterschiede bestehen, 
sind sie nicht von grundsätzlicher Bedeutung. 

Die augenblicklichen Verhältnisse führen zwangs- 
läufig dazu, daß auf demselben Gebiet von zwei 
verschiedenen Stellen in unwirtschaftlicher Weise 
Doppelarbeit geleistet wird. Aber noch bedenklicher 
sind die verwirrenden Überschneidungen in den 
Ergebnissen, die bei einer solchen organisatorischen 
Mehrgleisigkeit der Preisermittlung nicht zu ver- 
meiden sind. Der Einwand, es handele sich hier um 
zwei grundverschiedene Dinge, nämlich einmal um 
die Preisstatistik und zum anderen um Maßnahmen 
der Preisüberwachung, geht an der Sache vorbei. In 
dem einen wie in dem anderen Falle handelt es sich 
sachlich um nichts anderes als um eine Statistik. 
Die Frage, um die es hier geht, ist also nur, in 
welcher Weise das Programm beider Statistiken 
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durchzuführen ist, um die geschilderten Nachteile 
des bisherigen Verfahrens zu beseitigen. Das Pro- 
blem muß dadurch gelöst werden, daß in Zukunft 
nur noch von einer Stelle in den Ländern die erfor- 
derlichen Erhebungen angestellt werden, und zwar 
von derjenigen, die für die Durchführung des Ge- 
setzes über die Preisstatistik zu bestimmen ist. Das 
sind die Statistischen Landesämter. 


Es wird deshalb ein einheitliches Erhebungsver- 
fahren zu entwickeln sein, das dem Inhalt und der 
Form nach sowohl den Zwecken des preisstatisti- 
schen Gesetzes als auch den Belangen der Preis- 
verwaltung Rechnung trägt und deren besonderes 
Berichtsverfahren, wie es mit den oben angeführten 
Rundschreiben des Bundesministers für Wirtschaft 
eingeführt worden ist, überflüssig macht. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu 1. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bun- 
desrates nicht. 

Die Vorschrift in § 5 Abs. 2 in Verbindung mit § 8 
regelt nicht das Verwaltungsverfahren von Landes- 
behörden, sondern die in § 10 StatGes ausdrücklich 
vorgesehene Auskunftspflicht. Es handelt sich also 
um eine Vorschrift materiell-rechtlichen Inhalts. 
Falls jedoch das Gesetz in der von der Bundes- 
regierung zu § 7 vorgeschlagenen Neufassung (vgl. 
zu 2.) beschlossen werden sollte, würde sich aller- 
dings aus § 7 Abs. 3 die Zustimmungsbedürftigkeit 
des Gesetzes ergeben. In diesem Falle erhebt die 
Bundesregierung gegen den Vorschlag des Bundes- 
rates zu 1. keine Einwendungen. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bun- 
desrates nicht. § 7 StatGes schreibt vor, daß in der 
Anordnung einer Bundesstatistik der Kreis der Be- 
fragten zu bestimmen ist. Eine ersatzlose Strei- 
chung von § 7 Abs. 2 des Gesetzentwurfs würde 
im Widerspruch zu der vorerwähnten Vorschrift 
stehen. 

Um der Vorschrift in § 7 StatGes zu genügen und 
dabei den Ländern den vom Bundesrat gewünsch- 
ten Bewegungsspielraum bei der Durchführung der 
Statistik einzuräumen, könnte für § 7 auch der fol- 
gende Wortlaut erwogen werden: 

„§ 7 

(1) Die Statistik nach § 2 Nr. 5 erfaßt die Preise 
für nach Arten und Merkmalen bezeichnete Grund- 
stücke in Fällen der Veräußerung auf Grund Kauf- 
vertrages. 

(2) Auskunftspflichtig sind Veräußerer und Er- 
werber. Die Erhebungen werden für höchstens 
15 vom Hundert der Veräußerungsfälle je Jahr 
durchgeführt. 

(3) Die Anschriften der Auskunftspflichtigen wer- 
den den erhebenden Behörden durch die Grund- 
buchämter mitgeteilt.'' 

In diesem Falle wären in § 8 Abs. 1 die Worte 
„§§ 3 bis 7" zu ändern in „§§ 3 bis 6". 


Zu 3. a) 

Die Bundesregierung hält den Vorschlag des Bun- 
desrates nicht für zweckmäßig und aus sachlichen 
Gründen auch für bedenklich. 

Die in § 8 Abs. 4 vorgesehene Ermächtigung der 
Bundesregierung soll es ermöglichen, abweichend 
von der allgemeinen Vorschrift in § 8 Abs. 1 die 
Preisstatistik auf einzelnen Teilgebieten der Wirt- 
schaft hinsichtlich der Periodizität den Erforder- 
nissen anzupassen. Hierzu gehört auch eine Ver- 
längerung der Periodizität zum Zwecke einer Ent- 
lastung der Verwaltung und der Befragten, so- 
weit es mit den wirtschafts- und preispolitischen 
Zielsetzungen der Statistik vereinbar ist. Eine Fest- 
legung längerer Fristen durch das Gesetz selbst, 
wie sie der Vorschlag des Bundesrates vorsieht, 
würde aber eine Gesetzesänderung notwendig 
machen, wenn bei sächlichen Betriebsmitteln der 
Landwirtschaft, bei wichtigen Baustoffen und bei 
Handwerkerleistungen Preisbewegungen eintreten, 
die eine kürzere als vierteljährliche Periodizität 
der Statistik erfordern. Überdies werden diese 
Preise schon bisher aus sachlichen Gründen für 
preispolitische Zwecke monatlich erhoben. Sie müs- 
sen auch weiterhin monatlich erhoben werden. 

Die Bundesregierung ist daher der Auffassung, daß 
eine von § 8 Abs. 1 abweichende Regelung der 
Periodizität in allen Fällen — auch bei den Preisen 
für Bauleistungen und bei Wohnungsmieten, die 
bisher vierteljährlich erhoben werden — den 
Durchführungsverordnungen auf Grund § 8 Abs. 4 
Vorbehalten werden soll. 

Die vom Bundesrat gewünschte Anfügung eines 
neuen Satzes in § 8 Abs. 3 würde außerdem zu 
einem Widerspruch mit der vom Bundesrat ni^ht 
bemängelten Vorschrift des § 8 Abs. 1 führen. Falls 
dem Wunsche des Bundesrates überhaupt gefolgt 
werden sollte, müßte diese Einfügung nicht in Ab- 
satz 3, sondern in Absatz 1 vorgenommen worden. 

Zu 3. b) 

Eine Beteiligung des Bundesrates bei dem Erlaß 
von Rechtsverordnungen nach § 8 Abs. 4 erscheint 
sachlich nicht notwendig. 
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